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bescheid auszustellen, bzw. den Trägern 
durch eine Zusicherung Planungssicher-
heit zu geben.  

3. Weiterhin darf aus Sicht der Sozialen 
Arbeit die AVB als unabhängige Beratung 
keine unmittelbare externe Einmischung 
in den Beratungsprozess dulden.

Das leitet sich zunächst allgemein aus 
Aspekten der Berufsethik und Kodizes 
in der sozialen Arbeit – vermutlich noch 
deutlicher aus der anwaltlichen Tätig-
keit ab. Ratsuchende müssen sich aus 
freien Stücken in eine Beratung bege-
ben können, in dem sie vollends darauf 
vertrauen können müssen, sich in einem 
– vor allem für sie selbst – geschütz-
ten Raum, also in einer insgesamt ver-
trauten Situation zu befinden, in der sie 
ihre Fragen stellen und ihre persönlichen 
Belange erzählen können. Das ist mit dem 
Vor-Ort-Kontrolle-Konzept ausgehebelt. 

4. Auch das Einholen des Einverständnis-
ses der Betroffenen macht es nicht besser. 
Allein die Tatsache, Ratsuchende vor einer 
Beratung mit einer solchen Entscheidung 
zu belasten, ist bereits ein Eingriff in diese 
Grundvoraussetzung, weil sie den Rat-
suchenden eben keinen FREIEN Zugang 
mehr zu einer Beratung bietet, auch wenn 
grundsätzlich nicht auszuschließen ist, 
dass auch externe Dritte an einem Bera-
tungsgespräch teilnehmen. Letzteres wird 
und muss aber aus der konkreten Bera-
tungssituation heraus verhandelt und ver-
einbart werden, ist also unmittelbar in die 
Beratungsprozesse eingebettet.

Die persönliche Anwesenheit ‚unbetei-
ligter‘ Dritter in einer AVB – Beratung 
trifft darüber hinaus die Achillesferse im 
Selbstverständnis einer Menschenrechts- 
oder auch Wohlfahrtsorganisation. Wer 
maßt sich hier eigentlich von Staatsseite 
an, über das Maß an Expertise, über die 

Die seltsame Suche nach Qualität

Das Bundesamt für Migration und Flüchtlinge in 
Sorge um die individuelle Asylverfahrensberatung

Norbert Grehl-Schmitt

Das Bundesamt für 
Migration und Flüchtlinge 
(BAMF) hat gegenüber 
den Trägern der bundesfi-
nanzierten Asylverfahrens-
beratung angekündigt, 
die Qualität der in diesem 
Kontext durchgeführten 
Beratungen überprüfen zu 
wollen. 

Der Ankündigung ging ein Leitkonzept 
voraus, in dem (vermeintlich) die Eckpfei-
ler der Qualitätsbewertung benannt sind. 
Diese Leitlinien bestehen aus der losen 
Aneinanderreihung einer Vielzahl von 
nicht operationalisierten Spiegelstrichen, 
bzw. Schlagwörtern, so dass nicht wirklich 
von einem Evaluierungskonzept gespro-
chen werden kann.

Unabhängig von diesen konzeptionel-
len Schwächen lässt aber zumindest ein 
methodischer Ansatz aufhorchen. Den 
Trägern wurde dazu mitgeteilt, dass die 
Mitarbeitenden des BAMF, also die Prü-
fenden im Rahmen dieser förderrechtli-
chen Prüfung unmittelbaren Zugang zu 
Beratungsgesprächen erhalten müssen, 
also während einer unabhängigen und 
individuellen Beratung anwesend sein 
dürfen, um – und das ist kein Witz – die 
Qualität dieser Beratung bewerten zu 
können.

Auch wenn ich mir mangels umfassen-
der Kenntnisse nicht anmaße, den kon-

zeptionellen Ansatz der Evaluation detail-
liert zu analysieren und einen Gegenvor-
schlag zu machen – hier gibt es ja andere 
Expert*innen im Feld – so regt sich im 
Hinblick auf die Teilnahme an Beratungs-
gesprächen erheblicher Widerspruch, zu 
dem ich als gelernter Sozialarbeiter, aber 
auch als Mitglied von Menschenrechts-
organisationen meine, fundiert Stellung 
nehmen zu können, was ich im Folgen-
den tue.

 
1. Es ist anzuerkennen, dass der Mittelge-
ber bei öffentlichen Mittel die Zwecker-
füllung und Wirtschaftlichkeit prüft. Im 
Rahmen der Zweckerfüllung ist es mithin 
auch zulässig – bei der Asylverfahrensbe-
ratung (AVB) aus förderrechtlicher Sicht 
vielleicht sogar zwingend – die Qualität 
der Beratung zu prüfen, denn die Grau-
zone zwischen (überwiegender) Rechts-
beratung und individueller Information 
sollte allein deshalb evaluiert werden, 
um nachhaltig prüfen zu können, ob die 
aktuelle Vergütung der AVB den konkre-
ten Beratungsbedarfen entspricht oder – 
wie ich meine – deutlich höher angesetzt 
werden müsste.

2. Gleichermaßen ist aber festzuhalten, 
dass die vom BAMF angekündigten und 
bereits durchgeführten förderrechtlichen 
Prüfungen zu einem Zeitpunkt stattfin-
den, zu dem es noch gar keine Bewilli-
gungsbescheide gibt. Ein solches Vorge-
hen halte ich schlicht für rechtswidrig, da 
der förderrechtlichen Prüfung schlicht die 
Rechtsgrundlage fehlt.

Dabei soll hier im Kontext von Quali-
tätsfragen außen vor bleiben, dass es der 
Bewilligungsbehörde, also dem BAMF, 
offenbar nicht gelungen ist, selbst nach 8 
acht Monaten Laufzeit der Projekte und 
infolgedessen einem Zwang zur Vorfinan-
zierung allen Trägern einen Bewilligungs-
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Menschenrechts- und Wohlfahrtsorgani-
sationen verfügen, zu urteilen, über das 
‚Richtige‘ bzw. die ‚Qualität‘ in der Bera-
tung zu urteilen? Ist die Expertise einer 
über jahrzehntelang engagierten Men-
schenrechtsorganisation oder eines ande-
ren Trägers nicht bereits ausreichend, 
um sicher sein zu können, dass die Ratsu-
chenden mit ausreichender Expertise und 
mit anwaltschaftlicher Haltung den best-
möglichen Rat bekommen? 

Sehr wohl kann und muss der Bera-
tungsprozess so gut wie nur irgend mög-
lich gestaltet werden. Deshalb ist es 
auch sinnvoll, neben einem guten Kon-
zept auch gute Rahmenbedingungen für 
die Beratung zu schaffen. Wie das am 
besten gelingen kann, das kann und muss 
in einem gemeinsamen Prozess zwischen 
Menschenrechtsorganisation, Projekt-
trägern, externer Expertise und Fachbe-
hörde geschehen, und zwar auf Augen-
höhe und nicht wie hier als Vor-Ort-Kont-
rolle definiert.

5. Der aber wohl wesentliche Kritikpunkt 
an den Beratungsbesuchen des BAMF 
betrifft den Datenschutz. Es besteht Einig-
keit darüber, dass der Ratsuchende der 
Anwesenheit von unbekannten Exter-
nen zustimmen muss. Nach Art. 7 Daten-
schutz-Grundverordnung (DGSVO) muss 
diese Einwilligung insbesondere freiwillig 
und informiert erfolgen. 

Die in einem persönlichen Beratungsge-
spräch zum Asylverfahren ausgetauschten 
ausgesprochen persönlichen Informatio-
nen, sowie die nicht unerhebliche Belas-
tungssituation, in der sich Asylsuchende in 
der Anfangsphase ihres Aufenthalts befin-
den, lassen annehmen, dass sie schlicht 
und einfach damit überfordert sind, eine 
Entscheidung im Sinne des Art. 7 DGSVO 
zu fällen.

Unter Berücksichtigung der Umstände 
von Beratungsgesprächen für Schutzsu-
chende ist die Freiwilligkeit der Einwilli-
gung also nur mit erheblichem Aufwand – 
falls überhaupt – sicherzustellen. Vor dem 
Hintergrund des Erwägungsgrunds 43 der 
DSGVO ist deshalb davon auszugehen, 
dass eine Einwilligung durch die Behörde 
allenfalls in Ausnahmefällen wirksam ein-
geholt werden kann. Ist die Freiwilligkeit 
aber nicht gegeben, ist die Teilnahme an 
den Gesprächen aber rechtswidrig. 

6. Im Übrigen existieren neben der Teil-
nahme von Behördenvertreter*innen 
alternative Maßnahmen für die Qualitäts-
überprüfung, die generell sogar besser 
geeignet erscheinen, diesen Zweck zu 

erreichen. Gibt es konkrete Hinweise 
darauf, dass die Zweckerfüllung der För-
derung nicht gewährleistet und/oder die 
Beratung nicht den in der Förderrichtli-
nie beschriebenen Verpflichtungen nicht 
erfüllt, gibt es mannigfaltige und vor allem 
weniger kosten- und ressourceninten-
sive Möglichkeiten entweder im konkre-
ten Einzelfall (z.B. Überprüfung des Wis-
sens und der Qualifikation der Beraten-
den, u.ä.) oder im Allgemeinen (z.B. über 
einen Beirat mit externen Expert*innen 
oder eine professionelle Evaluation) um 
diese Zweckerfüllung sicher-, bzw. wie-
derherzustellen.

Die Anwesenheit eines (unbeteiligten) 
Dritten in der Beratung führt jedoch zum 
Gegenteil dessen, was erreicht werden 

soll, nämlich zu einer defensiven und 
gehemmten, also wenig fruchtbaren und 
von Misstrauen geprägten Beratungssitu-
ation. 

Jede/r von uns weiß, dass ein sehr per-
sönliches, intimes Gespräch, dass wir 
mit Freund*innen führen, schnell ver-
wässert, wenn nicht sogar verstummt, 
wenn (unbeteiligte) Dritte hinzustoßen. 
Allein diese Allerweltserkenntnis sollte 
eigentlich davon abhalten, die eingesetzte 
Methode zu erproben.   

Damit stellt sich letztlich auch die Frage 
der Wirtschaftlichkeit. Lässt das ressour-
centrächtige Instrument des Mithörens 
von Beratungsgesprächen keine verläss-
liche Überprüfung der Beratungsquali-
tät zu, ist selbst bei einer ordnungsgemä-

Willkommenskultur 

Migrantenverbände warnen vor Rückschritten

Der Dachverband der Migrantinnenorganisationen DaMigra 
hat vor den Folgen eines weiteren Rückgangs der Willkom-
menskultur in Deutschland gewarnt. Mit Sorge betrachte man 
strukturelle Hürden, alltägliche Diskriminierung und negative 
Medienberichte.

Diese Entwicklungen könnten nicht nur dazu führen, dass weniger arbeitsfähige 
Menschen nach Deutschland kämen, sondern dass auch immer mehr überleg-
ten, das Land wieder zu verlassen. Für die Bundesrepublik wäre das fatal, weil 
sie qualifizierte und auch einfache Arbeitskräfte benötige. Es müsse Migrantin-
nen und Migranten leichter gemacht werden, eine Arbeit aufzunehmen. Eine 
mögliche Maßnahme wäre aus ihrer Sicht der Wegfall der sogenannten Wohn-
sitzauflage, die Geflüchteten den Aufenthalt nur in einem bestimmten Bereich 
des Landes erlaubt.

DIW-Studie: Geflüchtete fühlen sich weniger willkommen

Am Mittwoch hatte das Deutsche Institut für Wirtschaftsforschung (DIW) eine 
Studie veröffentlicht, nach der das Willkommensgefühl von Geflüchteten in 
Deutschland in den vergangenen Jahren abgenommen hat. Die Analyse zeigt 
einen kontinuierlichen Rückgang seit 2017. Damals bejahten noch 84 Prozent 
die Frage, ob sie sich hierzulande willkommen fühlten. Im Jahr 2020 waren es 
nur noch 78 Prozent, 2023 sank der Wert auf 65 Prozent.

Die Autoren der Studie sehen einen Zusammenhang zwischen der öffentlichen 
Debatte über restriktive migrationspolitische Maßnahmen und dem persönli-
chen Empfinden. Viele Geflüchtete machten sich inzwischen Sorgen über das 
gesellschaftliche Klima in Deutschland und berichteten über Diskriminierung.

Befragt wurden Menschen, die von 2013 bis 2022 in Deutschland einen Antrag 
auf Asyl oder vorübergehenden Schutz gestellt haben, unabhängig davon, ob 
dieser erfolgreich war.

Das Interview mit DaMigra-Geschäftsführerin Atmaca ist online: https://www.
deutschlandfunk.de/schaffen-wir-das-interview-mit-delal-atmaca-damigra-e-
v-100.html 
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ßen Einwilligung des Schutzsuchenden 
auch die Wirtschaftlichkeit dieser konkre-
ten Prüfungsmaßnahme nach §§ 6 HGrG, 
7 BHO, Art. 114 Abs. 2 S. 2 GG in Frage 
zu stellen. 

7. In allen mir bekannten Förderrichtli-
nien des Bundes – und das schließt die 
EU-Förderung ein – ist mir kein derarti-
ges Verfahren bekannt. Die MBE schließt 
die Anwesenheit bei einer Beratung aus-
drücklich aus, die Qualität der De-Radika-
lisierungsberatungen wird mit fundierten 
Methoden ohne persönliche Anwesenheit 
im Beratungsprozess evaluiert und in den 
über den Europäischen Sozialfonds (ESF) 
geförderten Programmen (Integration 
durch Qualifizierung (IQ), WIR – Netz-
werke integrieren Geflüchtete, usw.) stellt 
sich diese Frage überhaupt nicht, weil 
selbstverständlich angenommen wird, 
dass bei den Projektträgern eine grundle-
gende Expertise und ausreichende Quali-
tät bei den Mitarbeitenden in den Projek-
ten vorhanden ist.  

Es ist deshalb also auch zu fragen, ob 
diese auf Asylsuchende angewendete 
Strategie gegen den Gleichheitsgrund-
satz verstößt, letztlich diskriminierend 
und allein deshalb schon nicht zulässig 
ist.  Dass die Möglichkeit, in einem Bera-
tungsprozess zu Kontrollzwecken anwe-
send zu sein, in der Richtlinie ausdrücklich 
Erwähnung gefunden hat, ist also noch 
lange kein Grund, deren (förder-)rechtli-
che Unbedenklichkeit anzunehmen, auch 
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wenn erwartet werden kann, dass dieje-
nigen, die eine solche Richtlinie verfassen 
alle rechtlichen Umstände geprüft haben. 

Das Bundesministerium des Inneren 
(BMI) und das BAMF haben sich lange 
schwer damit getan, für die AVB eine För-
derrichtlinie (FöRl) zu verfassen. Letztlich 
dürfte der Bundesrechnungshof Druck 
gemacht haben, da eine Förderrichtlinie 
regelmäßig das beste Instrument im För-
derrecht ist, den Antragstellenden zu ver-
deutlichen, worum es eigentlich geht und 
wofür die Förderung zu verwenden ist. 

Die AVB-FöRl wurde zwar nicht ohne 
Mitwirkung der Zivilgesellschaft erarbei-
tet, aber diese Mitwirkung beschränkte 
sich auf die Bundesarbeitsgemein-
schaft der Freien Wohlfahrt (BAG FW), 
die selbst und unmittelbar die größte 
Zuwendungsempfängerin der hier ver-
teilten Bundeshaushaltsmittel ist. Diese 
ein-, möglicherweise auch gegenseitige 
Abhängigkeit lässt bezweifeln, dass kriti-
sche Punkte mit der nötigen Vehemenz 
erörtert worden sind. Die Hinzuziehung 
externer Expert*innen, die nicht unmit-
telbar von dieser Förderung profitieren, 
wäre ohne Zweifel zielführender gewe-
sen.

Dass jedoch die BAG FW und andere Pro-
jektträger diesen hier kritisch beleuchte-
ten Teil zwar unter Protest, aber de facto 
eben doch hingenommen hat, in dem sie 
die Anwesenheit der BAMF-Prüfer*innen 

zugelassen haben, hat mich überrascht, 
auch und vor allem aufgrund meiner eige-
nen mehr als 30-jährigen Tätigkeit bei 
der Caritas. Das wirft kein gutes Licht auf 
das aktuelle Selbstverständnis der Freien 
Wohlfahrtspflege, gilt aber letztlich für 
jeden Projektträger in der AVB, also auch 
denen, die z.B. als Flüchtlingsräte betei-
ligt sind.

Es mag sein, dass die Freie Wohlfahrt – so 
wie ich – letztlich nicht davon ausgegan-
gen sind, dass diese Methode überhaupt 
zur Anwendung kommt. Nun da ‚es pas-
siert‘ ist, werden sich die Verantwortli-
chen fragen lassen müssen, was sie letzt-
lich bewogen hat, an offenbarem Unrecht 
mitzuwirken. 

Norbert Grehl-Schmitt ist Unruheständ-
ler aus Osnabrück und engagiert sich im 
Vorstand beim Flüchtlingsrat Niedersach-
sen e.V.
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